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See the notice on TED website

534688-2026 - Procedura konkurencyjna
Niemcy – Projekt i realizacja badań oraz rozwój – Einstellungen zu Vermögensungleichheit in der 
Bevölkerung (Survey-Experiment)
OJ S 147/2026 03/08/2026
Ogłoszenie o zamówieniu lub ogłoszenie o koncesji – tryb standardowy
Usługi

1. Nabywca

1.1.  Nabywca
Oficjalna nazwa: Bundesministerium für Arbeit und Soziales
E-mail: zentrale-vergabestelle@bmas.bund.de
Status prawny nabywcy: Instytucja administracji centralnej
Sektor działalności instytucji zamawiającej: Ogólne usługi publiczne

2. Procedura

2.1.  Procedura
Tytuł: Einstellungen zu Vermögensungleichheit in der Bevölkerung (Survey-Experiment)
Opis: In den vergangenen Jahren hat das Thema Vermögensungleichheit in der politischen 
Wahrnehmung deutlich an Bedeutung gewonnen. Dies hängt u.a. mit einer international 
verbesserten Datenlage sowie der starken und öffentlich sichtbaren Zunahme des Reichtums 
internationaler Vermögenseliten zusammen, der mancherorts von wachsendem politischen 
Einfluss begleitet wird. Die Armuts- und Reichtumsberichte (ARB) der Bundesregierung 
untersuchen unter anderem regelmäßig Einstellungen in der Bevölkerung zu ökonomischer 
Ungleichheit und sozialer Mobilität. Bislang wurden jedoch Einstellungen mit einem 
spezifischen Fokus auf Vermögensungleichheit nicht vertiefend erhoben. Dabei sind u.a. 
Fragen, wie das Ausmaß von Vermögensungleichheit und sozialer Mobilität in Deutschland 
eingeschätzt werden, wie die gesellschaftliche Rolle Hochvermögender bewertet wird und 
inwieweit die existierende bzw. wahrgenommene Vermögensverteilung gesellschaftliche 
Akzeptanz besitzen, von großer Relevanz. Insbesondere ist von Interesse, inwieweit 
Einschätzungen von politischen Maßnahmen von Faktoren wie zur Verfügung stehenden 
Informationen oder Gerechtigkeitsvorstellungen beeinflusst werden. Das Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales (BMAS) beabsichtigt daher, eine repräsentative 
Bevölkerungsbefragung mit Überprüfung von Treatment-Effekten (sog. Survey-Experiment) 
durchzuführen. Diese soll verschiedenen Aspekte von Einstellungen zu 
Vermögensungleichheit möglichst aktuell und in thematischer Breite und Tiefe untersuchen. 
Zusätzlich soll die Bedeutung von Werten (Gerechtigkeitsprinzipien), Erwartungen (bspw. Erbe
/berufliche Perspektive) und der Wahrnehmung gesellschaftlicher Rahmenbedingungen 
(bspw. gesellschaftlichem Einfluss von Vermögenseliten) in die Untersuchung einbezogen 
werden. Konkret soll die Befragung Erkenntnisse zu folgenden Fragestellungen liefern: • Wie 
schätzen die Befragten die Vermögensverteilung in Deutschland ein - auch im Vergleich zur 
Einkommensverteilung? • Wie schätzen die Befragten ihre eigene Position in der 
Vermögensverteilung ein? • Wovon wird eine mögliche Abweichung von der tatsächlichen 
Verteilung bzw. der eigenen Position beeinflusst? • Wie schätzen die Befragten die soziale 
Mobilität bei Vermögen ein und welche Erwartungen haben sie für sich selbst? • Welche 
Vorstellungen bestehen zu Ursachen von Vermögensungleichheit? Wie hoch ist die Akzeptanz 
für die wahrgenommene und tatsächliche Verteilung? Welche Gerechtigkeitsprinzipien werden 
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dabei angelegt? Welche Faktoren tragen zur Akzeptanz bzw. Ablehnung von 
Vermögensungleichheit bei? • Wie beurteilen die Befragten die Bedeutung von 
Vermögensungleichheit für Demokratie und Gesellschaft? • Welcher Zusammenhang besteht 
zwischen Annahmen und Bewertung der Vermögensverteilung einerseits und Einstellungen zu 
den Folgen von Vermögensungleichheit für Demokratie und Gesellschaft andererseits? • 
Welche Präferenzen haben die Befragten mit Blick auf Umverteilung, Beteiligung von 
Vermögenden an der Finanzierung des Gemeinwesens (insb. aktuelle Vorschläge zur 
Besteuerung von Vermögen) und weiteren Maßnahmen zum Abbau von ökonomischer 
Ungleichheit? Welche Faktoren beeinflussen diese Präferenzen? Neben einer Auswertung 
nach sozioökonomischen Merkmalen soll der Einfluss von Werten und Überzeugungen, 
eigenen Erwartungen an die Zukunft (bspw. Erbe/berufliche Perspektive) und eigener 
Erfahrungen mit bzw. Wahrnehmung von gesellschaftlichen Rahmenbedingungen einbezogen 
werden. Dabei sollen in geeigneter Weise experimentelle Befragungskomponenten zum 
Einsatz kommen, etwa Informations-Treatments oder die Bewertung von Vignetten und 
Optionen. Neben der Durchführung einer repräsentativen Bevölkerungsbefragung mit 
experimentellen Befragungskomponenten können Bieterinnen und Bieter in ihrem Angebot die 
Methodik um weitere qualitative oder quantitative Komponenten ergänzen. Bitte beachten Sie 
die beigefügten Vergabeunterlagen.
Identyfikator procedury: 3c262c4b-2371-49fe-82c1-1747e4aaa1ac
Wewnętrzny identyfikator: ZVS-04812-1/91
Rodzaj procedury: Negocjacyjna z uprzednią publikacją zaproszenia do ubiegania się o 
zamówienie / konkurencyjna z negocjacjami
Procedura jest przyspieszona: nie

2.1.1.  Przeznaczenie
Charakter zamówienia: Usługi
Główna klasyfikacja (cpv): 73300000 Projekt i realizacja badań oraz rozwój

2.1.2.  Miejsce realizacji
Podpodział krajowy (NUTS): Berlin (DE300)
Kraj: Niemcy

2.1.4.  Informacje ogólne
Podstawa prawna: 
Dyrektywa 2014/24/UE
vgv -

2.1.6.  Podstawy wykluczenia
Powody wykluczenia źródła: Uwaga
Korupcja: Ausgeschlossen werden, 1. Personen, deren Verhalten gem. § 123 Abs. 3 Gesetz 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen* (GWB) zuzurechnen ist, wegen der in § 123 Abs. 1 Nr. 
1 - 10 GWB* genannten Verstöße oder wegen vergleichbarer Verstöße anderer Staaten 
rechtskräftig verurteilt oder rechtskräftig mit einer Geldbuße belegt worden sind, 2. Personen, 
die in § 123 Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB* genannten Ausschlussgründe (bei nationalen 
Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) erfüllen, 3. 
Personen, die in § 124 Abs. 1 Nr. 1 - 9 GWB* genannten Ausschlussgründe (bei nationalen 
Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 UVgO) erfüllen, 4. Personen, die die in § 21 des 
Arbeitnehmer-Entsendegesetzes*, § 98c des Aufenthaltsgesetzes*, § 19 des 
Mindestlohngesetzes*, § 21 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes* und § 22 des 
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes* genannten Ausschlussgründe erfüllen, 5. Personen, 
die einen Ausschlussgrund nach § 14 Bundestariftreuegesetz (BTTG) erfüllen. 
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Wahrheitswidrige Angaben oder Zurückhaltung von Auskünften können zum Ausschluss von 
der Teilnahme an diesem und weiteren Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung 
zur fristlosen Kündigung des geschlossenen Vertrages führen.
Nadużycia: Ausgeschlossen werden, 1. Personen, deren Verhalten gem. § 123 Abs. 3 Gesetz 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen* (GWB) zuzurechnen ist, wegen der in § 123 Abs. 1 Nr. 
1 - 10 GWB* genannten Verstöße oder wegen vergleichbarer Verstöße anderer Staaten 
rechtskräftig verurteilt oder rechtskräftig mit einer Geldbuße belegt worden sind, 2. Personen, 
die in § 123 Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB* genannten Ausschlussgründe (bei nationalen 
Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) erfüllen, 3. 
Personen, die in § 124 Abs. 1 Nr. 1 - 9 GWB* genannten Ausschlussgründe (bei nationalen 
Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 UVgO) erfüllen, 4. Personen, die die in § 21 des 
Arbeitnehmer-Entsendegesetzes*, § 98c des Aufenthaltsgesetzes*, § 19 des 
Mindestlohngesetzes*, § 21 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes* und § 22 des 
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes* genannten Ausschlussgründe erfüllen, 5. Personen, 
die einen Ausschlussgrund nach § 14 Bundestariftreuegesetz (BTTG) erfüllen. 
Wahrheitswidrige Angaben oder Zurückhaltung von Auskünften können zum Ausschluss von 
der Teilnahme an diesem und weiteren Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung 
zur fristlosen Kündigung des geschlossenen Vertrages führen.
Udział w organizacji przestępczej: Ausgeschlossen werden, 1. Personen, deren Verhalten 
gem. § 123 Abs. 3 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen* (GWB) zuzurechnen ist, 
wegen der in § 123 Abs. 1 Nr. 1 - 10 GWB* genannten Verstöße oder wegen vergleichbarer 
Verstöße anderer Staaten rechtskräftig verurteilt oder rechtskräftig mit einer Geldbuße belegt 
worden sind, 2. Personen, die in § 123 Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB* genannten 
Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 
Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) erfüllen, 3. Personen, die in § 124 Abs. 1 Nr. 1 - 9 
GWB* genannten Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 
UVgO) erfüllen, 4. Personen, die die in § 21 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes*, § 98c des 
Aufenthaltsgesetzes*, § 19 des Mindestlohngesetzes*, § 21 des 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes* und § 22 des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes* 
genannten Ausschlussgründe erfüllen, 5. Personen, die einen Ausschlussgrund nach § 14 
Bundestariftreuegesetz (BTTG) erfüllen. Wahrheitswidrige Angaben oder Zurückhaltung von 
Auskünften können zum Ausschluss von der Teilnahme an diesem und weiteren 
Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung zur fristlosen Kündigung des 
geschlossenen Vertrages führen.
Przestępstwa terrorystyczne lub przestępstwa związane z działalnością terrorystyczną: 
Ausgeschlossen werden, 1. Personen, deren Verhalten gem. § 123 Abs. 3 Gesetz gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen* (GWB) zuzurechnen ist, wegen der in § 123 Abs. 1 Nr. 1 - 10 
GWB* genannten Verstöße oder wegen vergleichbarer Verstöße anderer Staaten rechtskräftig 
verurteilt oder rechtskräftig mit einer Geldbuße belegt worden sind, 2. Personen, die in § 123 
Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB* genannten Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.
m. § 31 Abs. 2 Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) erfüllen, 3. Personen, die in § 124 
Abs. 1 Nr. 1 - 9 GWB* genannten Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. 
§ 31 Abs. 2 UVgO) erfüllen, 4. Personen, die die in § 21 des Arbeitnehmer-
Entsendegesetzes*, § 98c des Aufenthaltsgesetzes*, § 19 des Mindestlohngesetzes*, § 21 
des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes* und § 22 des 
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes* genannten Ausschlussgründe erfüllen, 5. Personen, 
die einen Ausschlussgrund nach § 14 Bundestariftreuegesetz (BTTG) erfüllen. 
Wahrheitswidrige Angaben oder Zurückhaltung von Auskünften können zum Ausschluss von 
der Teilnahme an diesem und weiteren Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung 
zur fristlosen Kündigung des geschlossenen Vertrages führen.
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Działalność gospodarcza jest zawieszona: Ausgeschlossen werden, 1. Personen, deren 
Verhalten gem. § 123 Abs. 3 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen* (GWB) 
zuzurechnen ist, wegen der in § 123 Abs. 1 Nr. 1 - 10 GWB* genannten Verstöße oder wegen 
vergleichbarer Verstöße anderer Staaten rechtskräftig verurteilt oder rechtskräftig mit einer 
Geldbuße belegt worden sind, 2. Personen, die in § 123 Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB* genannten 
Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 
Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) erfüllen, 3. Personen, die in § 124 Abs. 1 Nr. 1 - 9 
GWB* genannten Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 
UVgO) erfüllen, 4. Personen, die die in § 21 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes*, § 98c des 
Aufenthaltsgesetzes*, § 19 des Mindestlohngesetzes*, § 21 des 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes* und § 22 des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes* 
genannten Ausschlussgründe erfüllen, 5. Personen, die einen Ausschlussgrund nach § 14 
Bundestariftreuegesetz (BTTG) erfüllen. Wahrheitswidrige Angaben oder Zurückhaltung von 
Auskünften können zum Ausschluss von der Teilnahme an diesem und weiteren 
Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung zur fristlosen Kündigung des 
geschlossenen Vertrages führen.
Pranie pieniędzy lub finansowanie terroryzmu: Ausgeschlossen werden, 1. Personen, deren 
Verhalten gem. § 123 Abs. 3 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen* (GWB) 
zuzurechnen ist, wegen der in § 123 Abs. 1 Nr. 1 - 10 GWB* genannten Verstöße oder wegen 
vergleichbarer Verstöße anderer Staaten rechtskräftig verurteilt oder rechtskräftig mit einer 
Geldbuße belegt worden sind, 2. Personen, die in § 123 Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB* genannten 
Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 
Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) erfüllen, 3. Personen, die in § 124 Abs. 1 Nr. 1 - 9 
GWB* genannten Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 
UVgO) erfüllen, 4. Personen, die die in § 21 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes*, § 98c des 
Aufenthaltsgesetzes*, § 19 des Mindestlohngesetzes*, § 21 des 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes* und § 22 des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes* 
genannten Ausschlussgründe erfüllen, 5. Personen, die einen Ausschlussgrund nach § 14 
Bundestariftreuegesetz (BTTG) erfüllen. Wahrheitswidrige Angaben oder Zurückhaltung von 
Auskünften können zum Ausschluss von der Teilnahme an diesem und weiteren 
Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung zur fristlosen Kündigung des 
geschlossenen Vertrages führen.
Aktywami zarządza likwidator: Ausgeschlossen werden, 1. Personen, deren Verhalten gem. § 
123 Abs. 3 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen* (GWB) zuzurechnen ist, wegen der 
in § 123 Abs. 1 Nr. 1 - 10 GWB* genannten Verstöße oder wegen vergleichbarer Verstöße 
anderer Staaten rechtskräftig verurteilt oder rechtskräftig mit einer Geldbuße belegt worden 
sind, 2. Personen, die in § 123 Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB* genannten Ausschlussgründe (bei 
nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) 
erfüllen, 3. Personen, die in § 124 Abs. 1 Nr. 1 - 9 GWB* genannten Ausschlussgründe (bei 
nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 UVgO) erfüllen, 4. Personen, die die in § 21 
des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes*, § 98c des Aufenthaltsgesetzes*, § 19 des 
Mindestlohngesetzes*, § 21 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes* und § 22 des 
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes* genannten Ausschlussgründe erfüllen, 5. Personen, 
die einen Ausschlussgrund nach § 14 Bundestariftreuegesetz (BTTG) erfüllen. 
Wahrheitswidrige Angaben oder Zurückhaltung von Auskünften können zum Ausschluss von 
der Teilnahme an diesem und weiteren Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung 
zur fristlosen Kündigung des geschlossenen Vertrages führen.
Konflikt interesów spowodowany udziałem w postępowaniu o udzielenie zamówienia: 
Ausgeschlossen werden, 1. Personen, deren Verhalten gem. § 123 Abs. 3 Gesetz gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen* (GWB) zuzurechnen ist, wegen der in § 123 Abs. 1 Nr. 1 - 10 
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GWB* genannten Verstöße oder wegen vergleichbarer Verstöße anderer Staaten rechtskräftig 
verurteilt oder rechtskräftig mit einer Geldbuße belegt worden sind, 2. Personen, die in § 123 
Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB* genannten Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.
m. § 31 Abs. 2 Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) erfüllen, 3. Personen, die in § 124 
Abs. 1 Nr. 1 - 9 GWB* genannten Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. 
§ 31 Abs. 2 UVgO) erfüllen, 4. Personen, die die in § 21 des Arbeitnehmer-
Entsendegesetzes*, § 98c des Aufenthaltsgesetzes*, § 19 des Mindestlohngesetzes*, § 21 
des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes* und § 22 des 
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes* genannten Ausschlussgründe erfüllen, 5. Personen, 
die einen Ausschlussgrund nach § 14 Bundestariftreuegesetz (BTTG) erfüllen. 
Wahrheitswidrige Angaben oder Zurückhaltung von Auskünften können zum Ausschluss von 
der Teilnahme an diesem und weiteren Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung 
zur fristlosen Kündigung des geschlossenen Vertrages führen.
Rozwiązanie umowy przed czasem, odszkodowania lub inne porównywalne sankcje: 
Ausgeschlossen werden, 1. Personen, deren Verhalten gem. § 123 Abs. 3 Gesetz gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen* (GWB) zuzurechnen ist, wegen der in § 123 Abs. 1 Nr. 1 - 10 
GWB* genannten Verstöße oder wegen vergleichbarer Verstöße anderer Staaten rechtskräftig 
verurteilt oder rechtskräftig mit einer Geldbuße belegt worden sind, 2. Personen, die in § 123 
Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB* genannten Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.
m. § 31 Abs. 2 Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) erfüllen, 3. Personen, die in § 124 
Abs. 1 Nr. 1 - 9 GWB* genannten Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. 
§ 31 Abs. 2 UVgO) erfüllen, 4. Personen, die die in § 21 des Arbeitnehmer-
Entsendegesetzes*, § 98c des Aufenthaltsgesetzes*, § 19 des Mindestlohngesetzes*, § 21 
des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes* und § 22 des 
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes* genannten Ausschlussgründe erfüllen, 5. Personen, 
die einen Ausschlussgrund nach § 14 Bundestariftreuegesetz (BTTG) erfüllen. 
Wahrheitswidrige Angaben oder Zurückhaltung von Auskünften können zum Ausschluss von 
der Teilnahme an diesem und weiteren Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung 
zur fristlosen Kündigung des geschlossenen Vertrages führen.
Praca dzieci i inne formy handlu ludźmi: Ausgeschlossen werden, 1. Personen, deren 
Verhalten gem. § 123 Abs. 3 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen* (GWB) 
zuzurechnen ist, wegen der in § 123 Abs. 1 Nr. 1 - 10 GWB* genannten Verstöße oder wegen 
vergleichbarer Verstöße anderer Staaten rechtskräftig verurteilt oder rechtskräftig mit einer 
Geldbuße belegt worden sind, 2. Personen, die in § 123 Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB* genannten 
Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 
Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) erfüllen, 3. Personen, die in § 124 Abs. 1 Nr. 1 - 9 
GWB* genannten Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 
UVgO) erfüllen, 4. Personen, die die in § 21 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes*, § 98c des 
Aufenthaltsgesetzes*, § 19 des Mindestlohngesetzes*, § 21 des 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes* und § 22 des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes* 
genannten Ausschlussgründe erfüllen, 5. Personen, die einen Ausschlussgrund nach § 14 
Bundestariftreuegesetz (BTTG) erfüllen. Wahrheitswidrige Angaben oder Zurückhaltung von 
Auskünften können zum Ausschluss von der Teilnahme an diesem und weiteren 
Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung zur fristlosen Kündigung des 
geschlossenen Vertrages führen.
Inna sytuacja podobna do upadłości wynikająca z prawa krajowego: Ausgeschlossen werden, 
1. Personen, deren Verhalten gem. § 123 Abs. 3 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen* 
(GWB) zuzurechnen ist, wegen der in § 123 Abs. 1 Nr. 1 - 10 GWB* genannten Verstöße oder 
wegen vergleichbarer Verstöße anderer Staaten rechtskräftig verurteilt oder rechtskräftig mit 
einer Geldbuße belegt worden sind, 2. Personen, die in § 123 Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB* 
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genannten Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 
Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) erfüllen, 3. Personen, die in § 124 Abs. 1 Nr. 1 - 9 
GWB* genannten Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 
UVgO) erfüllen, 4. Personen, die die in § 21 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes*, § 98c des 
Aufenthaltsgesetzes*, § 19 des Mindestlohngesetzes*, § 21 des 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes* und § 22 des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes* 
genannten Ausschlussgründe erfüllen, 5. Personen, die einen Ausschlussgrund nach § 14 
Bundestariftreuegesetz (BTTG) erfüllen. Wahrheitswidrige Angaben oder Zurückhaltung von 
Auskünften können zum Ausschluss von der Teilnahme an diesem und weiteren 
Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung zur fristlosen Kündigung des 
geschlossenen Vertrages führen.
Naruszenie obowiązków określonych w podstawach wykluczenia o charakterze wyłącznie 
krajowym: Ausgeschlossen werden, 1. Personen, deren Verhalten gem. § 123 Abs. 3 Gesetz 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen* (GWB) zuzurechnen ist, wegen der in § 123 Abs. 1 Nr. 
1 - 10 GWB* genannten Verstöße oder wegen vergleichbarer Verstöße anderer Staaten 
rechtskräftig verurteilt oder rechtskräftig mit einer Geldbuße belegt worden sind, 2. Personen, 
die in § 123 Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB* genannten Ausschlussgründe (bei nationalen 
Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) erfüllen, 3. 
Personen, die in § 124 Abs. 1 Nr. 1 - 9 GWB* genannten Ausschlussgründe (bei nationalen 
Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 UVgO) erfüllen, 4. Personen, die die in § 21 des 
Arbeitnehmer-Entsendegesetzes*, § 98c des Aufenthaltsgesetzes*, § 19 des 
Mindestlohngesetzes*, § 21 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes* und § 22 des 
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes* genannten Ausschlussgründe erfüllen, 5. Personen, 
die einen Ausschlussgrund nach § 14 Bundestariftreuegesetz (BTTG) erfüllen. 
Wahrheitswidrige Angaben oder Zurückhaltung von Auskünften können zum Ausschluss von 
der Teilnahme an diesem und weiteren Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung 
zur fristlosen Kündigung des geschlossenen Vertrages führen.
Poważne wykroczenie zawodowe: Ausgeschlossen werden, 1. Personen, deren Verhalten 
gem. § 123 Abs. 3 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen* (GWB) zuzurechnen ist, 
wegen der in § 123 Abs. 1 Nr. 1 - 10 GWB* genannten Verstöße oder wegen vergleichbarer 
Verstöße anderer Staaten rechtskräftig verurteilt oder rechtskräftig mit einer Geldbuße belegt 
worden sind, 2. Personen, die in § 123 Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB* genannten 
Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 
Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) erfüllen, 3. Personen, die in § 124 Abs. 1 Nr. 1 - 9 
GWB* genannten Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 
UVgO) erfüllen, 4. Personen, die die in § 21 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes*, § 98c des 
Aufenthaltsgesetzes*, § 19 des Mindestlohngesetzes*, § 21 des 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes* und § 22 des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes* 
genannten Ausschlussgründe erfüllen, 5. Personen, die einen Ausschlussgrund nach § 14 
Bundestariftreuegesetz (BTTG) erfüllen. Wahrheitswidrige Angaben oder Zurückhaltung von 
Auskünften können zum Ausschluss von der Teilnahme an diesem und weiteren 
Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung zur fristlosen Kündigung des 
geschlossenen Vertrages führen.
Wprowadzenie w błąd, zatajenie informacji, niemożność przedstawienia wymaganych 
dokumentów lub uzyskanie poufnych informacji na temat przedmiotowego postępowania: 
Ausgeschlossen werden, 1. Personen, deren Verhalten gem. § 123 Abs. 3 Gesetz gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen* (GWB) zuzurechnen ist, wegen der in § 123 Abs. 1 Nr. 1 - 10 
GWB* genannten Verstöße oder wegen vergleichbarer Verstöße anderer Staaten rechtskräftig 
verurteilt oder rechtskräftig mit einer Geldbuße belegt worden sind, 2. Personen, die in § 123 
Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB* genannten Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.
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m. § 31 Abs. 2 Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) erfüllen, 3. Personen, die in § 124 
Abs. 1 Nr. 1 - 9 GWB* genannten Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. 
§ 31 Abs. 2 UVgO) erfüllen, 4. Personen, die die in § 21 des Arbeitnehmer-
Entsendegesetzes*, § 98c des Aufenthaltsgesetzes*, § 19 des Mindestlohngesetzes*, § 21 
des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes* und § 22 des 
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes* genannten Ausschlussgründe erfüllen, 5. Personen, 
die einen Ausschlussgrund nach § 14 Bundestariftreuegesetz (BTTG) erfüllen. 
Wahrheitswidrige Angaben oder Zurückhaltung von Auskünften können zum Ausschluss von 
der Teilnahme an diesem und weiteren Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung 
zur fristlosen Kündigung des geschlossenen Vertrages führen.
Naruszenie obowiązków w dziedzinie prawa pracy: Ausgeschlossen werden, 1. Personen, 
deren Verhalten gem. § 123 Abs. 3 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen* (GWB) 
zuzurechnen ist, wegen der in § 123 Abs. 1 Nr. 1 - 10 GWB* genannten Verstöße oder wegen 
vergleichbarer Verstöße anderer Staaten rechtskräftig verurteilt oder rechtskräftig mit einer 
Geldbuße belegt worden sind, 2. Personen, die in § 123 Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB* genannten 
Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 
Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) erfüllen, 3. Personen, die in § 124 Abs. 1 Nr. 1 - 9 
GWB* genannten Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 
UVgO) erfüllen, 4. Personen, die die in § 21 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes*, § 98c des 
Aufenthaltsgesetzes*, § 19 des Mindestlohngesetzes*, § 21 des 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes* und § 22 des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes* 
genannten Ausschlussgründe erfüllen, 5. Personen, die einen Ausschlussgrund nach § 14 
Bundestariftreuegesetz (BTTG) erfüllen. Wahrheitswidrige Angaben oder Zurückhaltung von 
Auskünften können zum Ausschluss von der Teilnahme an diesem und weiteren 
Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung zur fristlosen Kündigung des 
geschlossenen Vertrages führen.
Naruszenie obowiązków w dziedzinie prawa socjalnego: Ausgeschlossen werden, 1. 
Personen, deren Verhalten gem. § 123 Abs. 3 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen* 
(GWB) zuzurechnen ist, wegen der in § 123 Abs. 1 Nr. 1 - 10 GWB* genannten Verstöße oder 
wegen vergleichbarer Verstöße anderer Staaten rechtskräftig verurteilt oder rechtskräftig mit 
einer Geldbuße belegt worden sind, 2. Personen, die in § 123 Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB* 
genannten Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 
Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) erfüllen, 3. Personen, die in § 124 Abs. 1 Nr. 1 - 9 
GWB* genannten Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 
UVgO) erfüllen, 4. Personen, die die in § 21 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes*, § 98c des 
Aufenthaltsgesetzes*, § 19 des Mindestlohngesetzes*, § 21 des 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes* und § 22 des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes* 
genannten Ausschlussgründe erfüllen, 5. Personen, die einen Ausschlussgrund nach § 14 
Bundestariftreuegesetz (BTTG) erfüllen. Wahrheitswidrige Angaben oder Zurückhaltung von 
Auskünften können zum Ausschluss von der Teilnahme an diesem und weiteren 
Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung zur fristlosen Kündigung des 
geschlossenen Vertrages führen.
Naruszenie obowiązków w dziedzinie prawa ochrony środowiska: Ausgeschlossen werden, 1. 
Personen, deren Verhalten gem. § 123 Abs. 3 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen* 
(GWB) zuzurechnen ist, wegen der in § 123 Abs. 1 Nr. 1 - 10 GWB* genannten Verstöße oder 
wegen vergleichbarer Verstöße anderer Staaten rechtskräftig verurteilt oder rechtskräftig mit 
einer Geldbuße belegt worden sind, 2. Personen, die in § 123 Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB* 
genannten Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 
Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) erfüllen, 3. Personen, die in § 124 Abs. 1 Nr. 1 - 9 
GWB* genannten Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 
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UVgO) erfüllen, 4. Personen, die die in § 21 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes*, § 98c des 
Aufenthaltsgesetzes*, § 19 des Mindestlohngesetzes*, § 21 des 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes* und § 22 des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes* 
genannten Ausschlussgründe erfüllen, 5. Personen, die einen Ausschlussgrund nach § 14 
Bundestariftreuegesetz (BTTG) erfüllen. Wahrheitswidrige Angaben oder Zurückhaltung von 
Auskünften können zum Ausschluss von der Teilnahme an diesem und weiteren 
Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung zur fristlosen Kündigung des 
geschlossenen Vertrages führen.
Naruszenie obowiązku opłacenia składek na ubezpieczenie społeczne: Ausgeschlossen 
werden, 1. Personen, deren Verhalten gem. § 123 Abs. 3 Gesetz gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen* (GWB) zuzurechnen ist, wegen der in § 123 Abs. 1 Nr. 1 - 10 
GWB* genannten Verstöße oder wegen vergleichbarer Verstöße anderer Staaten rechtskräftig 
verurteilt oder rechtskräftig mit einer Geldbuße belegt worden sind, 2. Personen, die in § 123 
Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB* genannten Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.
m. § 31 Abs. 2 Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) erfüllen, 3. Personen, die in § 124 
Abs. 1 Nr. 1 - 9 GWB* genannten Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. 
§ 31 Abs. 2 UVgO) erfüllen, 4. Personen, die die in § 21 des Arbeitnehmer-
Entsendegesetzes*, § 98c des Aufenthaltsgesetzes*, § 19 des Mindestlohngesetzes*, § 21 
des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes* und § 22 des 
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes* genannten Ausschlussgründe erfüllen, 5. Personen, 
die einen Ausschlussgrund nach § 14 Bundestariftreuegesetz (BTTG) erfüllen. 
Wahrheitswidrige Angaben oder Zurückhaltung von Auskünften können zum Ausschluss von 
der Teilnahme an diesem und weiteren Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung 
zur fristlosen Kündigung des geschlossenen Vertrages führen.
Naruszenie obowiązku płatności podatków: Ausgeschlossen werden, 1. Personen, deren 
Verhalten gem. § 123 Abs. 3 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen* (GWB) 
zuzurechnen ist, wegen der in § 123 Abs. 1 Nr. 1 - 10 GWB* genannten Verstöße oder wegen 
vergleichbarer Verstöße anderer Staaten rechtskräftig verurteilt oder rechtskräftig mit einer 
Geldbuße belegt worden sind, 2. Personen, die in § 123 Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB* genannten 
Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 
Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) erfüllen, 3. Personen, die in § 124 Abs. 1 Nr. 1 - 9 
GWB* genannten Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 
UVgO) erfüllen, 4. Personen, die die in § 21 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes*, § 98c des 
Aufenthaltsgesetzes*, § 19 des Mindestlohngesetzes*, § 21 des 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes* und § 22 des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes* 
genannten Ausschlussgründe erfüllen, 5. Personen, die einen Ausschlussgrund nach § 14 
Bundestariftreuegesetz (BTTG) erfüllen. Wahrheitswidrige Angaben oder Zurückhaltung von 
Auskünften können zum Ausschluss von der Teilnahme an diesem und weiteren 
Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung zur fristlosen Kündigung des 
geschlossenen Vertrages führen.
Porozumienia z innymi wykonawcami mające na celu zakłócenie konkurencji: Ausgeschlossen 
werden, 1. Personen, deren Verhalten gem. § 123 Abs. 3 Gesetz gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen* (GWB) zuzurechnen ist, wegen der in § 123 Abs. 1 Nr. 1 - 10 
GWB* genannten Verstöße oder wegen vergleichbarer Verstöße anderer Staaten rechtskräftig 
verurteilt oder rechtskräftig mit einer Geldbuße belegt worden sind, 2. Personen, die in § 123 
Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB* genannten Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.
m. § 31 Abs. 2 Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) erfüllen, 3. Personen, die in § 124 
Abs. 1 Nr. 1 - 9 GWB* genannten Ausschlussgründe (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. 
§ 31 Abs. 2 UVgO) erfüllen, 4. Personen, die die in § 21 des Arbeitnehmer-
Entsendegesetzes*, § 98c des Aufenthaltsgesetzes*, § 19 des Mindestlohngesetzes*, § 21 
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des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes* und § 22 des 
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes* genannten Ausschlussgründe erfüllen, 5. Personen, 
die einen Ausschlussgrund nach § 14 Bundestariftreuegesetz (BTTG) erfüllen. 
Wahrheitswidrige Angaben oder Zurückhaltung von Auskünften können zum Ausschluss von 
der Teilnahme an diesem und weiteren Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung 
zur fristlosen Kündigung des geschlossenen Vertrages führen.
Bezpośrednie lub pośrednie zaangażowanie w przygotowanie przedmiotowego postępowania 
o udzielenie zamówienia: Ausgeschlossen werden, 1. Personen, deren Verhalten gem. § 123 
Abs. 3 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen* (GWB) zuzurechnen ist, wegen der in § 
123 Abs. 1 Nr. 1 - 10 GWB* genannten Verstöße oder wegen vergleichbarer Verstöße anderer 
Staaten rechtskräftig verurteilt oder rechtskräftig mit einer Geldbuße belegt worden sind, 2. 
Personen, die in § 123 Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB* genannten Ausschlussgründe (bei nationalen 
Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) erfüllen, 3. 
Personen, die in § 124 Abs. 1 Nr. 1 - 9 GWB* genannten Ausschlussgründe (bei nationalen 
Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 UVgO) erfüllen, 4. Personen, die die in § 21 des 
Arbeitnehmer-Entsendegesetzes*, § 98c des Aufenthaltsgesetzes*, § 19 des 
Mindestlohngesetzes*, § 21 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes* und § 22 des 
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes* genannten Ausschlussgründe erfüllen, 5. Personen, 
die einen Ausschlussgrund nach § 14 Bundestariftreuegesetz (BTTG) erfüllen. 
Wahrheitswidrige Angaben oder Zurückhaltung von Auskünften können zum Ausschluss von 
der Teilnahme an diesem und weiteren Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung 
zur fristlosen Kündigung des geschlossenen Vertrages führen.
Niewypłacalność: Ausgeschlossen werden, 1. Personen, deren Verhalten gem. § 123 Abs. 3 
Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen* (GWB) zuzurechnen ist, wegen der in § 123 
Abs. 1 Nr. 1 - 10 GWB* genannten Verstöße oder wegen vergleichbarer Verstöße anderer 
Staaten rechtskräftig verurteilt oder rechtskräftig mit einer Geldbuße belegt worden sind, 2. 
Personen, die in § 123 Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB* genannten Ausschlussgründe (bei nationalen 
Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) erfüllen, 3. 
Personen, die in § 124 Abs. 1 Nr. 1 - 9 GWB* genannten Ausschlussgründe (bei nationalen 
Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 UVgO) erfüllen, 4. Personen, die die in § 21 des 
Arbeitnehmer-Entsendegesetzes*, § 98c des Aufenthaltsgesetzes*, § 19 des 
Mindestlohngesetzes*, § 21 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes* und § 22 des 
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes* genannten Ausschlussgründe erfüllen, 5. Personen, 
die einen Ausschlussgrund nach § 14 Bundestariftreuegesetz (BTTG) erfüllen. 
Wahrheitswidrige Angaben oder Zurückhaltung von Auskünften können zum Ausschluss von 
der Teilnahme an diesem und weiteren Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung 
zur fristlosen Kündigung des geschlossenen Vertrages führen.

5. Część zamówienia

5.1.  Część zamówienia: LOT-0000
Tytuł: Einstellungen zu Vermögensungleichheit in der Bevölkerung (Survey-Experiment)
Opis: In den vergangenen Jahren hat das Thema Vermögensungleichheit in der politischen 
Wahrnehmung deutlich an Bedeutung gewonnen. Dies hängt u.a. mit einer international 
verbesserten Datenlage sowie der starken und öffentlich sichtbaren Zunahme des Reichtums 
internationaler Vermögenseliten zusammen, der mancherorts von wachsendem politischen 
Einfluss begleitet wird. Die Armuts- und Reichtumsberichte (ARB) der Bundesregierung 
untersuchen unter anderem regelmäßig Einstellungen in der Bevölkerung zu ökonomischer 
Ungleichheit und sozialer Mobilität. Bislang wurden jedoch Einstellungen mit einem 
spezifischen Fokus auf Vermögensungleichheit nicht vertiefend erhoben. Dabei sind u.a. 
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Fragen, wie das Ausmaß von Vermögensungleichheit und sozialer Mobilität in Deutschland 
eingeschätzt werden, wie die gesellschaftliche Rolle Hochvermögender bewertet wird und 
inwieweit die existierende bzw. wahrgenommene Vermögensverteilung gesellschaftliche 
Akzeptanz besitzen, von großer Relevanz. Insbesondere ist von Interesse, inwieweit 
Einschätzungen von politischen Maßnahmen von Faktoren wie zur Verfügung stehenden 
Informationen oder Gerechtigkeitsvorstellungen beeinflusst werden. Das Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales (BMAS) beabsichtigt daher, eine repräsentative 
Bevölkerungsbefragung mit Überprüfung von Treatment-Effekten (sog. Survey-Experiment) 
durchzuführen. Diese soll verschiedenen Aspekte von Einstellungen zu 
Vermögensungleichheit möglichst aktuell und in thematischer Breite und Tiefe untersuchen. 
Zusätzlich soll die Bedeutung von Werten (Gerechtigkeitsprinzipien), Erwartungen (bspw. Erbe
/berufliche Perspektive) und der Wahrnehmung gesellschaftlicher Rahmenbedingungen 
(bspw. gesellschaftlichem Einfluss von Vermögenseliten) in die Untersuchung einbezogen 
werden. Konkret soll die Befragung Erkenntnisse zu folgenden Fragestellungen liefern: • Wie 
schätzen die Befragten die Vermögensverteilung in Deutschland ein - auch im Vergleich zur 
Einkommensverteilung? • Wie schätzen die Befragten ihre eigene Position in der 
Vermögensverteilung ein? • Wovon wird eine mögliche Abweichung von der tatsächlichen 
Verteilung bzw. der eigenen Position beeinflusst? • Wie schätzen die Befragten die soziale 
Mobilität bei Vermögen ein und welche Erwartungen haben sie für sich selbst? • Welche 
Vorstellungen bestehen zu Ursachen von Vermögensungleichheit? Wie hoch ist die Akzeptanz 
für die wahrgenommene und tatsächliche Verteilung? Welche Gerechtigkeitsprinzipien werden 
dabei angelegt? Welche Faktoren tragen zur Akzeptanz bzw. Ablehnung von 
Vermögensungleichheit bei? • Wie beurteilen die Befragten die Bedeutung von 
Vermögensungleichheit für Demokratie und Gesellschaft? • Welcher Zusammenhang besteht 
zwischen Annahmen und Bewertung der Vermögensverteilung einerseits und Einstellungen zu 
den Folgen von Vermögensungleichheit für Demokratie und Gesellschaft andererseits? • 
Welche Präferenzen haben die Befragten mit Blick auf Umverteilung, Beteiligung von 
Vermögenden an der Finanzierung des Gemeinwesens (insb. aktuelle Vorschläge zur 
Besteuerung von Vermögen) und weiteren Maßnahmen zum Abbau von ökonomischer 
Ungleichheit? Welche Faktoren beeinflussen diese Präferenzen? Neben einer Auswertung 
nach sozioökonomischen Merkmalen soll der Einfluss von Werten und Überzeugungen, 
eigenen Erwartungen an die Zukunft (bspw. Erbe/berufliche Perspektive) und eigener 
Erfahrungen mit bzw. Wahrnehmung von gesellschaftlichen Rahmenbedingungen einbezogen 
werden. Dabei sollen in geeigneter Weise experimentelle Befragungskomponenten zum 
Einsatz kommen, etwa Informations-Treatments oder die Bewertung von Vignetten und 
Optionen. Neben der Durchführung einer repräsentativen Bevölkerungsbefragung mit 
experimentellen Befragungskomponenten können Bieterinnen und Bieter in ihrem Angebot die 
Methodik um weitere qualitative oder quantitative Komponenten ergänzen. Bitte beachten Sie 
die beigefügten Vergabeunterlagen.
Wewnętrzny identyfikator: ZVS-04812-1/91

5.1.1.  Przeznaczenie
Charakter zamówienia: Usługi
Główna klasyfikacja (cpv): 73300000 Projekt i realizacja badań oraz rozwój

5.1.2.  Miejsce realizacji
Podpodział krajowy (NUTS): Berlin (DE300)
Kraj: Niemcy

5.1.3.  Szacowany okres obowiązywania
Data początkowa: 01/01/2027
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Data zakończenia trwania: 31/12/2027

5.1.6.  Informacje ogólne
Zastrzeżony udział: 
Udział nie jest zastrzeżony.
Projekt zamówienia niefinansowany z funduszy UE
Zamówienie jest objęte zakresem Porozumienia w sprawie zamówień rządowych (GPA): nie
Przedmiotowe zamówienie jest odpowiednie również dla małych i średnich przedsiębiorstw 
(MŚP): nie
Informacje dodatkowe: Die Bewerber haben mit dem Teilnahmeantrag eine kurze 
Projektskizze (als separates Dokument von max. 5 DIN A4 Seiten) zu der in der 
Leistungsbeschreibung umrissenen Leistung einzureichen. Sofern die Zahl der geeigneten 
Bewerber die für die Angebotsphase vorgesehene Höchstzahl überschreitet, erfolgt die 
Auswahl der zur Angebotsabgabe aufzufordernden Bewerber anhand der eingereichten 
Projektskizzen. Die Entscheidungskriterien werden bei der Bewertung der Projektskizze die 
Schlüssigkeit des skizzierten Forschungsansatzes und die Problemorientierung hinsichtlich 
möglicher Umsetzungsrisiken sein. Die Projektskizze dient ausschließlich der Auswahl der 
Bewerber für die Angebotsphase und stellt noch kein Angebot dar. Die Projektskizze ist 
zwingender Bestandteil des Teilnahmeantrags. Wird sie nicht eingereicht, wird der 
Teilnahmeantrag vom weiteren Verfahren ausgeschlossen.

5.1.7.  Zamówienia strategiczne
Cel zamówienia strategicznego: Zamówienia inne niż strategiczne

5.1.9.  Kryteria kwalifikacji
Źródła kryteriów wyboru: Uwaga
Kryterium: Referencje dotyczące określonych usług
Opis kryterium selekcji: Zur Sicherstellung einer möglichst hochwertigen Aufgabenbearbeitung 
sind vertiefte Kenntnisse in Bezug auf die ausgeschriebene Leistung notwendig. 1. Nachweis 
der Kompetenz und Erfahrung des Teilnehmers in folgenden Aufgaben- und 
Themenbereichen: 1.1 Wissenschaftliche Fachkenntnis im Bereich der empirischen 
Sozialforschung; 1.2 Besondere wissenschaftliche Fachkenntnis im Bereich fortgeschrittener 
empirischer Methoden der Einstellungsforschung Die zu Nr. 1.1 und 1.2 geforderten 
Nachweise des Teilnehmers sind in einer Referenzliste über Forschungs-arbeiten, sonstige 
Vorhaben und Publikationen der letzten 3 Jahre zusammen zu stellen (die jeweiligen Auf-
traggeber und dortigen Kontaktpersonen, kurze Beschreibung der Aufträge und das jeweilige 
Auftragsvolu-men sind anzugeben). Dabei kann eine Referenz auch mehrere oder alle der 
geforderten Kompetenzen umfassen. Es ist jeweils konkret anzugeben, welche Kompetenz mit 
der jeweiligen Referenz nachgewiesen wird. 1.3 Kompetenz und Erfahrung in der 
Durchführung und Auswertung von repräsenta-tiven Bevölkerungsbefragungen 1.4 Erfahrung 
in der Zusammenarbeit mit Befragungsinstituten 1.5 Kenntnisse der Politischen Soziologie Als 
Nachweise zu 1.3 bis 1.5 sind Eigenerklärungen zu erbringen, in denen die Kompetenz und 
Erfahrung an Hand konkreter Beispiele belegt werden. Gegebenenfalls müssen auf Verlangen 
des Auftraggebers entspre-chende Bescheinigungen vorgelegt werden. Zusätzlich ist mit dem 
Teilnahmeantrag die Eigenerklärung zur Eignung des eingesetzten Personals gemäß 
Dokument 12 vorzulegen. Das Gesamtteam muss die o. g. Kompetenzen abdecken und über 
entsprechende Erfahrungen und Qualifikationen verfügen. Die zu 1. geforderten Nachweise 
sind bei Bewerber- oder Arbeitsgemeinschaften in der gefor-derten Form für jedes Mitglied der 
Gemeinschaft fachspezifisch, d. h. jeweils für den zu über-nehmenden Teil der insgesamt 
ausgeschriebenen Leistung vorzulegen. 2. Angaben und Nachweise zu Projektleitung und 
Stellvertretung: 2.1. Projektleitung und Stellvertretung sind namentlich zu benennen. 2.2. 



534688-2026 Page 12/14

Folgende Nachweise zu Qualifikation sind für beide unter Nr. 2.1. genannten Per-sonen zu 
erbringen: 2.2.1 Abgeschlossenes Hochschulstudium bzw. Masterabschluss der Wirtschafts-
wissenschaften, Sozialwissenschaften oder einer vergleichbaren Studienrich-tung. Die 
persönlichen Nachweise zu Nr. 2.2.1 für die Projektleitung und Stellvertretung sind in Form 
von Studien bzw. Ausbildungsnachweisen bzw. Zeugnissen nachzuweisen. Folgende 
Nachweise zur beruflichen Erfahrung gelten auch dann als erbracht, wenn sie im Einzelfall nur 
für eine der beiden Personen nachgewiesen wird: 2.2.2 mindestens dreijährige 
Berufserfahrung in den unter Nr. 1. genannten The-men- und Aufgabenbereichen sowie 2.2.3 
mindestens dreijährige Berufserfahrung mit Leitungsverantwortung bei Auf-gaben im 
Zusammenhang mit empirischer Arbeitsmarkt- und Sozialfor-schung Die persönlichen 
Nachweise zu Nrn. 2.2.2 und 2.2.3 für die Projektleitung und Stellvertretung sind jeweils in 
einer Liste über Forschungsarbeiten, sonstige Vorhaben und Publikationen der letzten 3 Jahre 
zusammen zu stellen (unter Angabe der Arbeitgeber - oder bei selbstän-diger Tätigkeit der 
Auftraggeber - und der Kontaktpersonen einschließlich einer stichwortarti-gen Beschreibung 
der Tätigkeiten). Dabei kann ein Nachweis auch mehrere oder alle der genannten Themen- 
und Aufgabenbereiche umfassen. Es ist jeweils konkret anzugeben, welcher Nachweis 
welchen Bereich betrifft.
Kryteria zostaną wykorzystane do kwalifikacji kandydatów zapraszanych do drugiego etapu 
procedury
Informacje dotyczące drugiego etapu procedury dwustopniowej: 
Minimalna liczba kandydatów, którzy zostaną zaproszeni do udziału w drugim etapie procedury
: 3
Maksymalna liczba kandydatów, którzy zostaną zaproszeni do udziału w drugim etapie 
procedury: 5
Procedura zostanie przeprowadzona w kolejnych etapach. Na każdym etapie niektórzy 
uczestnicy mogą zostać wyeliminowani
Nabywca zastrzega sobie prawo do udzielenia zamówienia na podstawie początkowych ofert 
bez dalszych negocjacji

5.1.11.  Dokumenty zamówienia
Języki, w których dokumenty zamówienia są oficjalnie dostępne: niemiecki
Adres dokumentów zamówienia: https://www.evergabe-online.de/tenderdocuments.html?
id=878726

5.1.12.  Warunki udzielenia zamówienia
Warunki zgłoszenia: 
Zgłoszenie elektroniczne: Wymagane
Adres na potrzeby zgłoszenia: https://www.evergabe-online.de/tenderdetails.html?id=878726
Języki, w których można składać oferty lub wnioski o dopuszczenie do udziału: niemiecki
Katalog elektroniczny: Niedozwolone
Oferty wariantowe: Niedozwolone
Oferenci mogą złożyć więcej niż jedną ofertę: Niedozwolone
Termin składania wniosków o dopuszczenie do udziału: 01/09/2026 23:59:00 (UTC+02:00) 
czas wschodnioeuropejski, czas środkowoeuropejski letni
Informacje, które można uzupełnić po upływie terminu zgłoszeń: 
Według uznania nabywcy niektóre brakujące dokumenty dotyczące oferenta mogą zostać 
przedłożone później.
Informacje dodatkowe: Nachforderungen nur im Rahmen des § 56 VgV
Warunki zamówienia: 
Wykonanie zamówienia musi odbywać się w ramach programów zatrudnienia chronionego: Nie

https://www.evergabe-online.de/tenderdocuments.html?id=878726
https://www.evergabe-online.de/tenderdocuments.html?id=878726
https://www.evergabe-online.de/tenderdetails.html?id=878726
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Fakturowanie elektroniczne: Wymagane
Stosowane będą zlecenia elektroniczne: tak
Stosowane będą płatności elektroniczne: tak

5.1.15.  Techniki
Umowa ramowa: 
Brak umowy ramowej
Informacje o dynamicznym systemie zakupów: 
Brak dynamicznego systemu zakupów

5.1.16.  Dalsze informacje, mediacja i odwołanie
Organ mediacyjny: Bundeskartellamt - Vergabekammern des Bundes
Organ odwoławczy: Bundesministerium für Arbeit und Soziales
Informacje o terminach odwołania: Ein Nachprüfungsantrag ist unzulässig, soweit mehr als 15 
Kalendertage nach Eingang der Mitteilung des Auftraggebers, einer Rüge nicht abhelfen zu 
wollen, vergangen sind (§ 160 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 GWB). Ein Nachprüfungsantrag ist zudem 
unzulässig, wenn der Zuschlag erfolgt ist, bevor die Vergabekammer den Auftraggeber über 
den Antrag auf Nachprüfung informiert hat (§§ 168 Abs. 2 Satz 1, 169 Abs. 1 GWB). Die 
Zuschlagserteilung erfolgt zehn Kalendertage nach Absendung der Information an die 
unterlegenen Bieter gem. § 134 Abs. 2 GWB. Die Frist beginnt am Tag nach der Absendung 
der Information durch den Auftraggeber; auf den Tag des Zugangs beim betroffenen Bieter 
und Bewerber kommt es nicht an. Die Zulässigkeit eines Nachprüfungsantrags setzt ferner 
voraus, dass die geltend gemachten Vergabeverstöße 10 Kalendertage nach Kenntnis 
gegenüber dem Auftraggeber gerügt wurden (§ 160 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 GWB). Verstöße 
gegen Vergabevorschriften, die aufgrund der Bekanntmachung erkennbar sind, müssen 
spätestens bis zum Ablauf der in der Bekanntmachung benannten Frist zur Bewerbung oder 
zur Angebotsabgabe gegenüber dem Auftraggeber gerügt werden (§ 160 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 
GWB). Verstöße gegen Vergabevorschriften, die erst in den Vergabeunterlagen erkennbar 
sind, müssen spätestens bis zum Ablauf der Frist zur Bewerbung oder zur Angebotsabgabe 
gegenüber dem Auftraggeber gerügt werden (§ 160 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 GWB).
Organizacja udzielająca dodatkowych informacji na temat procedur odwoławczych: 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales
Organizacja przyjmująca wnioski o dopuszczenie do udziału: Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales
Organizacja rozpatrująca oferty: Bundesministerium für Arbeit und Soziales

8. Organizacje

8.1.  ORG-0000
Oficjalna nazwa: Bundesministerium für Arbeit und Soziales
Numer rejestracyjny: 022899-527-0
Miejscowość: Bonn
Kod pocztowy: 53123
Podpodział krajowy (NUTS): Bonn, Kreisfreie Stadt (DEA22)
Kraj: Niemcy
E-mail: zentrale-vergabestelle@bmas.bund.de
Telefon: 022899-527-0
Role tej organizacji: 
Nabywca

mailto:zentrale-vergabestelle@bmas.bund.de
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Centralna jednostka zakupująca nabywająca dostawy i/lub usługi przeznaczone dla innych 
nabywców
Centralna jednostka zakupująca udzielająca zamówień publicznych lub zawierająca umowy 
ramowe w zakresie robót budowlanych, dostaw lub usług przeznaczonych dla innych 
nabywców
Organizacja przyjmująca wnioski o dopuszczenie do udziału
Organizacja rozpatrująca oferty
Organ odwoławczy
Organizacja udzielająca dodatkowych informacji na temat procedur odwoławczych

8.1.  ORG-0001
Oficjalna nazwa: Bundeskartellamt - Vergabekammern des Bundes
Numer rejestracyjny: 0228-9499-0
Miejscowość: Bonn
Kod pocztowy: 53123
Podpodział krajowy (NUTS): Bonn, Kreisfreie Stadt (DEA22)
Kraj: Niemcy
E-mail: vk@bundeskartellamt.de
Telefon: 0228-9499-0
Role tej organizacji: 
Organ mediacyjny

8.1.  ORG-0002
Oficjalna nazwa: Datenservice Öffentlicher Einkauf (in Verantwortung des Beschaffungsamts 
des BMI)
Numer rejestracyjny: 0204:994-DOEVD-83
Miejscowość: Bonn
Kod pocztowy: 53119
Podpodział krajowy (NUTS): Bonn, Kreisfreie Stadt (DEA22)
Kraj: Niemcy
E-mail: noreply.esender_hub@bescha.bund.de
Telefon: +49228996100
Role tej organizacji: 
TED eSender

Informacje o ogłoszeniu

Identyfikator/wersja ogłoszenia: 9e1c7f8e-3d45-4ab9-b62a-1406c849d7ac  -  02
Typ formularza: Procedura konkurencyjna
Rodzaj ogłoszenia: Ogłoszenie o zamówieniu lub ogłoszenie o koncesji – tryb standardowy
Podrodzaj ogłoszenia: 16
Ogłoszenie – data wysłania: 31/07/2026 13:24:56 (UTC+02:00) czas wschodnioeuropejski, 
czas środkowoeuropejski letni
Języki, w których przedmiotowe ogłoszenie jest oficjalnie dostępne: niemiecki
Numer publikacji ogłoszenia: 534688-2026
Numer wydania Dz.U. S: 147/2026
Data publikacji: 03/08/2026

mailto:vk@bundeskartellamt.de
mailto:noreply.esender_hub@bescha.bund.de
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